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Die Familienpolitik ist kein Ruhmesblatt deutscher Politik. Trotz ihrer Institutiona-
lisierung auf Ministerebene und erheblicher Bemühungen der hierfür jeweils Ver-
antwortlichen ist sie stets im Windschatten der „großen Politik“ geblieben und hat 
kaum je eine nachhaltige Unterstützung der politischen Eliten erfahren. Dies kon-
trastiert auffällig vor allem mit Frankreich, dem Musterland europäischer Famili-
enpolitik. Aber auch in Ländern wie Schweden oder Großbritannien, welche keine 
explizite Familienpolitik kennen, ist die Unterstützung von Familien bzw. von 
Frauen und Kindern vergleichsweise gut ausgebaut. Im internationalen Vergleich 
erscheint Deutschland als ein Land, das auf der deklamatorischen Ebene der Fami-
lie und ihrer Förderung große Bedeutung zumisst, während die Implementation ei-
ner an den Belangen von Eltern und ihren Kindern orientierten Politik zu wün-
schen übrig lässt.1  
Die Schwäche deutscher Familienpolitik ist nicht nur auf die nahezu ununter-
brochene Gegnerschaft des Bundesfinanzministeriums zurückzuführen. Sie hat ih-
ren Grund primär in den konzeptionellen und ideologischen Gegensätzen, welche 
die Familienpolitik seit ihren Anfängen begleitet haben. Praktische Familienpolitik 
begann als selektive Politik der Förderung bestimmter Bevölkerungsgruppen im 
Dritten Reich und wurde von selektiver Ausrottung anderer Bevölkerungsgruppen 
begleitet. Das nannte man zusammenfassend Bevölkerungspolitik, ein seither in 
Deutschland dauerhaft kontaminierter Begriff. Während unter dem Besatzungsre-
gime nach dem Zusammenbruch Familien und Kinder keine eigenständige Ziel-
gruppe der Sozialpolitik bildeten, wurde nach der Neugründung der Bundesrepu-
blik 'Familienpolitik' vor allem ein Anliegen der katholischen Kirche und von Ka-
tholiken in der CDU, allerdings auch von unabhängigen Sozialwissenschaftlern 
wie Gerhard Mackenroth und Hans Achinger.2 Im Vordergrund der Begründungen 
standen dabei das demographische (Furcht vor Überalterung) und das familienin-
stitutionelle Motiv: Die Stärkung der Familie als Wert an sich, wobei sich mit 
„Familie“ durchaus traditionelle Vorstellungen der kinderreichen Hausfrauenehe 
verbanden. Diese dem restaurativen Zeitgeist kongeniale traditionalistische 
Schlagseite der ursprünglichen, von Familienminister Wuermeling propagierten 
                                                          
1  Vgl. Franz-Xaver Kaufmann; Familienpolitik in Europa. In: 40 Jahre Famlienpolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland: Rückblick/Ausblick. Festschrift, herausgegeben vom 
Bundesministerium für Familie und Senioren. Neuwied 1993, S. 141-167; ders.: Politics 
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Familienpolitik erregte vielfältigen Widerspruch, vor allem von sozialdemokrati-
scher und frauenrechtlicher Seite.3 Der Konflikt zwischen mittelstandsorientierter 
(CDU) und armutspräventiver (SPD) Familienpolitik, ausgetragen als Streit um die 
Rolle von Kindergeld und Steuerfreibeträgen im Familienlastenausgleich,4 scheint 
durch die von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts ausgelöste jüngste 
Reform nun einigermaßen geschlichtet. Bis heute hat die Familienpolitik in 
Deutschland jedoch mit dem Vorwurf zu kämpfen, sie wolle die Frauen in die Fa-
milie zurückdrängen. Es herrscht also trotz der gemeinsamen Ressortierung die 
Auffassung vor, es bestehe ein Widerspruch zwischen Familien- und Frauenpoli-
tik.  
Ein wesentlicher Grund hierfür dürfte im Umstand zu suchen sein, dass die Be-
reitstellung sozialer Dienste zur zeitverlässlichen Kinderbetreuung, welche die 
Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbstätigkeit erleichtern, nicht Bundes-, son-
dern Ländersache, wenn nicht gar eine kommunale Angelegenheit ist. Ähnliches 
gilt für die Wohnungs- und Wohnumfeldpolitik. So bleibt dem Familienministeri-
um im wesentlichen nur die monetäre Familienförderung überlassen, und selbst in 
dieser Hinsicht wurde es amputiert. Denn seit der letzten Reform des Familienlas-
tenausgleichs ressortiert das Kindergeld beim Finanzminister, womit man den 
Bock zum Gärtner gemacht haben dürfte.5 Die Zersplitterung der familienpoliti-
schen Kompetenzen ist ein weiterer, vielleicht der heute wichtigste Grund für die 
Schwäche der Familienpolitik in Deutschland.  
Wenn die Familienpolitik aus der Aschenputtel-Ecke der deutschen Sozialpoli-
tik herauskommen will, so kann ihr dies nur gelingen, indem sie Anschluss an Po-
litikfelder sucht, die nicht federführend beim Familienministerium ressortieren. Sie 
muss verdeutlichen, inwiefern die Ziele, welche andere Politikebenen (z.B. Kom-
munen) oder Ressorts (z.B. Bildungspolitik, Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik) ver-
folgen, auf die Leistungen von Eltern angewiesen sind. Eine theoretische Grundla-
ge hierfür hat die Sachverständigenkommission für den Fünften Familienbericht 
entwickelt, wobei insbesondere das Konzept des Humanvermögens und der damit 
verbundene kompetenztheoretische Ansatz hervorgehoben sei.6 Humanvermögen 
meint die Gesamtheit der Kompetenzen, welche die einer Gesellschaft zuzurech-
nenden Individuen in die verschiedenen gesellschaftlichen Zusammenhänge (Wirt-
schaft, Staat, Kultur, Familie usw.) einbringen. Leider hat das Ministerium von 
                                                          
3  Vgl. Robert G. Moeller: Geschützte Mütter. Frauen und Familien in der westdeutschen 
Nachkriegspolitik. München 1997; Klaus-Jörg Ruhl: Verordnete Unterordnung. Berufs-
tätige Frauen zwischen Wirtschaftswachstum und konservativer Ideologie in der Nach-
kriegszeit (1945-1965). München 1994. 
4  Vgl. Dagmar Nellesen-Strauch: Der Kampf um das Kindergeld. Düsseldorf 2003. 
5  Zu den vielfältigen finanz- und steuerpolitischen Widersprüchen der Familienförderung 
in Deutschland vgl. Hessische Staatskanzlei (Hrsg.): Die Familienpolitik muss neue 
Wege gehen! Wiesbaden 2003. 
6  Familien und Familienpolitik im geeinten Deutschland – Zukunft des Humanvermö-
gens. Fünfter Familienbericht. Hrsg. Bundesministerium für Familie und Senioren. 
Bonn 1994; vgl. insb. S. 26 ff., 243 ff.- Für eine weitere Ausarbeitung siehe Hans-
Günter Krüsselberg u. Heinz Reichmann (Hrsg.): Zukunftsperspektive Familie und 
Wirtschaft. Vom Wert von Familie für Wirtschaft, Staat und Gesellschaft. Grafschaft 
2002. 
Zeitschrift für Familienforschung, 15. Jahrg., Heft 3/2003, S. 299-302 301 
diesem auch an die wirtschaftspolitisch relevante Humankapitaltheorie anschluss-
fähigen Konzept kaum Gebrauch gemacht.  
Angesichts des statistisch seit 30 Jahren registrierten Nachwuchsmangels, der 
nun langsam auch praktisch in allen Lebensbereichen spürbar und sich in den 
kommenden Jahrzehnten deutlich verschärfen wird,7 kann sich auch das Famili-
enministerium nicht mehr um die natalistische oder „bevölkerungsbewusste“8 
Komponente der Familienpolitik drücken. Will man den bevölkerungspolitischen 
Diskurs vermeiden, und hierfür gibt es auch unabhängig von der nationalsozialisti-
schen Vergangenheit gute Gründe,9 so bedarf es alternativer Diskurse, um das 
Problem ausreichenden Nachwuchses auf die politische Tagesordnung zu bringen. 
Bei den seit drei Jahrzehnten andauernden, die Reproduktion nur noch zu zwei 
Dritteln gewährleistenden Fertilitätsverhältnissen in der Bundesrepublik haben 
1000 Frauen nur noch 667 Töchter, 444 Enkelinnen und 296 Urenkelinnen. Der 
Bevölkerungsrückgang beginnt derzeit unmerklich, aber je mehr er an Fahrt ge-
winnt, desto schwieriger wird er zu bremsen oder gar anzuhalten sein. 
Nachwuchssicherung ist ein Problem der Humankapital- und Humanvermö-
gensbildung, nicht der Geburtenrate. Es kommt nicht primär auf die Zahl der Köp-
fe an, sondern darauf, was in ihnen steckt! Aber da man in einen Kopf nicht belie-
big viel stecken kann, die Intensivierung von Bildungsanstrengungen somit auf 
Grenzen stößt, kommt es auch auf die Zahl der Köpfe an. Die Nachwuchsproble-
matik lässt sich also nur durch eine Verknüpfung von familienpolitischen und bil-
dungspolitischen Diskursen angemessen auf die politische Tagesordnung bringen. 
Zudem lässt sich der Diskurs auch durch frauenpolitische (Vereinbarkeit von Fa-
milien- und Erwerbsarbeit), jugendpolitische (Orientierungs- und Integrationsprob-
leme), rentenpolitische (Lücke der Beitragszahler) und wirtschaftspolitische (Inno-
vation nur durch ausreichenden Nachwuchs) Argumente anreichern.  
Das zentrale Problem der Familienpolitik in Deutschland ist die zunehmende 
dauerhafte Kinderlosigkeit der jüngeren, insbesondere der gut ausgebildeten Frau-
en. Diese Kinderlosigkeit ist überwiegend unbeabsichtigt, ergibt sich aber als Kon-
sequenz von Lebensverläufen, die für Kinder und vielfach sogar für dauerhafte 
Partnerschaften weder Zeit lassen noch Raum geben. Zudem ist es wirtschaftlich 
vorteilhafter, auf Kinder zu verzichten, dafür sorgt vor allem unser Rentensystem. 
Es geht im Kern um die Entwicklungschancen von Familie in Deutschland bzw. 
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um die Attraktivität familialer Karrieren für junge Frauen und Männer. Es geht um 
biographische Entscheidungen, die heute weit weniger als je zuvor durch Tradition 
und die „Natürlichkeit“ der Fortpflanzung gesichert sind. Und es geht auch um die 
Lebensmöglichkeiten der größeren Familien, denn schließlich sind es nur die Fa-
milien mit drei und mehr Kindern, welche die demographische Balance wieder et-
was ins Gleichgewicht bringen können. Diese zentralen Themen bleiben in der 
deutschen Politik verdrängt, wie beispielsweise der Bericht der Enquête-
Kommission „Demographischer Wandel“ des Deutschen Bundestages zeigt.10 
Selbst das Familienministerium scheint einem demographischen Fatalismus zu 
huldigen, also ob es nicht auch von den politischen Vorgaben abhinge, wie viele 
und wie große Familien in Deutschland gegründet werden.11  
Dies ist kein Glückwunsch zum fünfzigjährigen Bestehen des Familienministe-
riums, sondern Kritik aus einer immer noch verdrängten Perspektive. Selbstver-
ständlich ist das Aufgabenfeld der Familienpolitik breiter, wie der eindrückliche 
Beitrag von Max Wingen in diesem Bande zeigt. Allmählich scheint auch in der 
Öffentlichkeit das Bewusstsein zu wachsen, dass Deutschland ohne mehr Kinder 
bald auch in wirtschaftlicher und sozialpolitischer Hinsicht buchstäblich „alt aus-
sehen wird“. Für diese Problematik fehlt es angesichts der Schatten der Vergan-
genheit noch an eingängigen Worten. „Ohne Kinder keine Zukunft“ ist ein Slogan, 
dessen sich heute auch ein deutsches Familienministerium nicht zu schämen 
brauchte.  
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